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Bonn, den 14. Januar 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Wiedereinbürgerung 

Bezug: Kleine Anfrage 140 der Fraktion der SPD 
- Drucksache 1082 - 

Auf die Kleine Anfrage 140 der Fraktion der SPD vom 15. De- 
zember 1954 gestatte ich mir, folgendes zu erwidern: 

Mit Wiedereinbürgerungen aus Art. 116 Abs. 2 GG wird eine 
Dienststelle des Bundes - die Bundesstelle für Staatsangehörigkeits- 
angelegenheiten bei dem Bundesministerium des Innern - lediglich 
in den Fällen befaßt, in denen der Antragsteller im Bundesgebiet 
keinen Wohnsitz oder dauernden Aufenthalt hat oder gehabt hat. 
Im übrigen sind Behörden der Länder zuständig. 

Da der Anspruch nur gegeben ist, wenn der Antragsteller deutscher 
Staatsangehöriger war und ihm die Staatsangehörigkeit aus politi- 
schen, rassischen oder religiösen Gründen entzogen worden ist, 
müssen diese beiden Voraussetzungen nachgewiesen und geprüft 
werden. Häufig können sie aber nicht oder nur teilweise durch 
Urkunden belegt werden. In diesen Fällen müssen andere Beweis- 
mittel herangezogen werden, z. B. eidesstattliche Erklärungen, Aus- 
künfte von polizeilichen Meldebehörden, Vertriebenenverbänden usw. 
Wenn nur eine der Voraussetzungen des Art. 116 Abs. 2 GG belegt 
ist, begegnet es dennoch häufig Schwierigkeiten, das Vorliegen der 
anderen festzustellen. Wenn z. B. Urkunden die Ausbürgerung ergeben, 
ist zwar der Nachweis der deutschen Staatsangehörigkeit nicht mehr 
erforderlich, wohl aber der Gründe, die zu dem Ausschluß aus dem 
deutschen Staatsverband geführt haben. Die deutsche Staatsangehörig- 
keit wurde zwischen dem 30. Januar 1933 und dem 8. Mai 1945 
nicht nur aus politischen, rassischen oder religiösen Gründen ent- 
zogen; auch kriminelle Tatbestände wurden zum Anlaß genommen, 
um die Staatsbürgerschaft abzusprechen. 
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Wenn Anträge erkennen lassen, daß die vorgelegten Urkunden die 
obenerwähnten Voraussetzungen des Art. 116 Abs. 2 GG nicht er- 
schöpfend beweisen, wird den Antragstellern von der Bundesstelk 
für Staatsangehörigkeitsangelegenheiten ein Antragsformular zuge- 
sandt, um weitere Schreiben möglichst zu vermeiden. 

Dieses Formular soll eine Hilfe für den Antragsteller sein. 

Es darf nicht übersehen werden, daß durch Kriegs- und Nachkriegs- 
ereignisse Akten- und Urkundenmaterial in großem Maße vernichtet 
oder nicht mehr zugänglich ist und daß wir deshalb auf dem Ge- 
biet der Staatsangehörigkeit besonders auf Aushilfen angewiesen sind. 
Der Nachweis, daß die die deutsche Staatsangehörigkeit im Zeit- 
punkt der Ausbürgerung bestanden hat, kann insbesondere für die 
Kollektivausbürgerungen (11. VO vom 25. November 1941) nicht 
mit letzter Genauigkeit erbracht werden. Die Behörden müssen sich 
häufig mit der Feststellung der früheren deutschen Staatsangehörig- 
keit und der Versicherung, daß sie bis zur Ausbürgerung fortbe- 
standen hat, begnügen. Die Praxis zwingt also dazu, nicht in allen 
Fällen auf einem lückenlosen Nachweis zu bestehen und sich bis zu 
einem gewissen Umfange mit Indizien zu begnügen. Andererseits 
zeigt die Erfahrung, daß immer wieder Ansprüche nach Art. 116 
Abs. 2 GG von Personen erhoben werden, die nicht zum Kreise 
der Berechtigten dieser Grundgesetz Vorschrift gehören. 

Die Bundesstelle vermeidet es, Formulare zu verwenden. Bei direkter 
Verhandlung mit den Antragstellern würde sich die Verwendung 
eines Fragebogens überhaupt erübrigen. Aber bei einem auf meist 
unzureichende Angaben gestützten Schriftwechsel empfiehlt sich häu- 
fig die Zusendung von Antragsformularen. Ich werde die Bundes- 
stelle anweisen, die in dem Formularantrag geforderten Angaben 
auf die in den Normalfällen benötigten einzuschränken, und prüfen, 
ob durch ein beizufügendes Merkblatt Hinweise gegeben werden 
können, die die Ausfüllung erleichtern. 

Die Bearbeitung der Mehrzahl der Anträge auf Wiedereinbürgerung 
nach Art. 116 Abs. 2 GG obliegt allerdings den Behörden der Län- 
der und vollzieht sich ohne Beteiligung der Bundesbehörden. 


Dr. Schröder 



